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In der SVP gibt es zu diesem
Thema nicht bloss eine
Meinungsverschiedenheit,
sondern einen Graben
zwischen denWählern
und den Parlamentariern.
Letztere haben dieVorlage
geschlossen abgelehnt.
Die Diskussion ist interessant.
Ich wäre grundsätzlich für eine
13. AHV-Rente, sogar für eine 14.
Aber wir haben keine Finanzie-
rung dafür. Das ist verantwor-
tungslos. Wird die Initiative an-
genommen, geht entweder die
AHV zugrunde, oder man muss
dieMehrwertsteuerund/oderdie
Lohnabzüge erhöhen.Das bedeu-
tet weniger Lohn in der Tasche
und eine Verteuerung der Kon-
sumgüter, vom Brot bis hin zum
Fernseher.Die Inflationwird stei-
gen und die Kaufkraft sinken.
Bei 12 Prozent der über 65-Jäh-
rigen reicht die Rente ausAHV
und Pensionskasse nicht zum
Leben. Sie brauchen zusätzlich
Ergänzungsleistungen. Ist da
nicht etwas faul am System?
Nein, aber die Ärmsten – die
Fürsorgefälle – kann man nicht
über die AHVund die 2. Säule fi-
nanzieren.DieseMenschenmuss
man fürsorglich gezielt unter-
stützen. Heute schon ist das so,
zum Beispiel mit einer Verbilli-
gungderKrankenkassenprämien
und mit Ergänzungsleistungen.
WerErgänzungsleistungen
beantragt,muss sich
vor den Behörden ausziehen
und seine ganzen Finanzen
offenlegen.Viele empfinden
das als demütigend.
Wenn man Geld will, muss man
sagen,wofür.Das ist doch selbst-
verständlich.
Aber ist es richtig, dass ein
Arbeiter, der sein Leben lang
für 4000 Franken imMonat
gearbeitet hat, am Schluss
beim Staat umErgänzungs-
leistungen bettelnmuss,
damit er überleben kann?
Es gibt nur noch wenige Men-
schen, die bei einem Vollzeitjob
weniger als 4000 Franken ver-
dienen.
Auchwer 5000 Franken
verdient, bekommt später eine
Rente, die kaum ausreicht.
Auch das stimmt. Doch die AHV
ist nur eine von drei Säulen.Aber
in derSchweiz kommt jederRent-
ner mindestens zu seinem Exis-
tenzminimum.Daswirdmit Prä-
mienverbilligungen und Ergän-
zungsleistungen verbessert. Ich
sehe eher ein anderes Problem.
Welches?
Viele wollen gar nicht mehr fürs
Alter sparen. Erst gestern erzähl-
te mir ein jüngerer Mann, sein
Vater sei jetzt imAltersheim, sei-
ne Familiemüsse für denAufent-
halt aufkommen. Im Zimmerne-
benan sei ein andererMann, der
habe kein Geld, bekomme aber
die gleiche Leistung.Der Schluss,
den der jungeMann daraus zieht:
Er will nur noch 80 Prozent ar-
beiten, so viel wie er gerade fürs
Leben braucht. Für dasAlter sor-
ge ja dann der Staat. Er könnte
sich täuschen.
Hat die reiche Schweiz
IhrerMeinung nach
tatsächlich nicht genug Geld
für anständige Renten?
Was heisst genug Geld? Schauen
Sie nur,wievieleMilliarden Fran-
ken Entwicklungsgelder wir ins
Ausland schicken, ohne dass sie
den geringsten Nutzen haben.
Warum nützt man diese Gelder
nicht für eine 13.AHV-Rente?Wir
von der SVP sind schon lange für
die rigorose Kürzung der Ent-
wicklungshilfe. Die Gleichen, die
eine 13. Rente ohne Bezahlung
wünschen,werfendasGeld an an-
deren Orten zum Fenster hinaus.
Man könnte ebenso gut
auf die geplanteAufstockung

desArmeebudgets um jährlich
7Milliarden verzichten.
Damit könnteman die Hälfte
der 13.AHV-Rente finanzieren.
Dieses Geld braucht es dringend,
umdie Sicherheit der Schweiz zu
verbessern. Es kommt den
Schweizern zugute. Ich bleibe
dabei. Die vorliegende Initiative
der Gewerkschaften preist Ge-
schenke für die Bevölkerung an.
Dies wird nicht nur die AHV ru-
inieren, sondern auch dieWohl-
fahrt aller Schweizerinnen und
Schweizer schwächen!
In der EU-Frage hingegen ziehen
Sie in die gleiche Richtung
wie die Gewerkschaften.
Die Gewerkschaften merken
jetzt, dass die Übernahme des
EU-Rechtes für die Schweiz sehr
nachteilig ist. Sie müssen zuge-
ben, dass es den Arbeitern hier-
zulande viel besser geht als in
der EU. In Deutschland sind die
Löhne 30 Prozent tiefer. Diesen
schweizerischen Vorteil wollen
sie schützen.Nunwollen sie den
freien Arbeitsmarkt in der
Schweiz – eine grosse Stärke der
Schweiz – ausser Kraft setzen.
Das braucht es nicht, wenn wir
auf den Kolonialvertrag verzich-
ten. Ich hoffe, dass die Gewerk-
schafter bis zumEnde den Kolo-
nialvertrag bekämpfen.

Weil Sie dann bessere Chancen
haben zu gewinnen.
Wir brauchen diese EU-Verträge
nicht. Das sage ich Ihnen als In-
dustrieller. Das Ganze wird vor-
angetrieben durch die EU und
unsere Classe politique. Die EU
will Geld, Geld, Geld – und die
Classe politiquewill die lästigen
Volksabstimmungen und das
Kantonsmehr beseitigen!
Ist das neue
Verhandlungsmandat
kein Fortschritt?

Dieses Mandat ist noch schlim-
mer als das Rahmenabkommen.
Das Wort Geld kommt häufiger
vor. Es will, dass nicht mehr die
Schweizer, sondern die EU die
Schweizer Gesetze erlässt.
Der Bundesrat hat
die Möglichkeit,
in denVerhandlungen
mehr herauszuholen.
In derwesentlichen Frage nicht.
Die EU geht auf tutti. Ohnehin ist
es eine Frechheit, dass das Com-
mon Understanding, das in den
Parlamentskommissionen be-
handelt werden muss, nur auf
Englisch vorliegt.
In diesemDokument haben
die Schweiz und die EU die
Ergebnisse der Sondierungs-
gespräche festgehalten.
Was stört Sie dabei?
Englisch ist keine SchweizerLan-
dessprache. Der Bund hätte das
Schriftstück für die Beratung in
den parlamentarischenKommis-
sionen zwingend übersetzen
müssen. Aus dem Bundeshaus
verlautet, das sei nur möglich,
wenn es die EU genehmige. Ha-
benwires schon soweit gebracht?
Waswäre denn dieAlternative
zu neuen EU-Verträgen?
Wirbrauchen nichts dergleichen.
Wenn es in einem Sachbereich
ein Problemmit derEUgibt, kön-
nenwir dasmit einem einfachen
Vertrag regeln, sowiewir dasmit
anderen Staaten seit über 700
Jahren machen. Eine institutio-
nelle Bindung ist ausgeschlossen.
Wirklich? Die EU ist unsere
wichtigste Handelspartnerin.
Bedenken Sie: Die EU verkauft
der Schweiz pro Jahr für 170 Mil-
liarden Güter, die Schweiz ver-
kauft derEU abernur für 156Mil-
liarden. Einen so guten Kunden,
der erst noch zahlen kann, stösst
man nicht vor den Kopf.
Die Hochschulen und
dieMedizinaltechnik-Branche
leiden aber schon jetzt unter
den Nadelstichen aus Brüssel.
Nurum solchenNadelsticheleien
auszuweichen, opfern wir doch
nicht die schweizerischen Staats-
säulen. In denUSA, England und
der Schweiz sind die Hochschu-
len besser als in der EU. Und der
neue FDP-Nationalrat Simon
Michel klagt darüber, dass seine
Medizinaltechnik-Firma höhere
Normierungskosten hat. Wegen
solcherKleinigkeiten könnenwir

aber nicht die grossen Vorteile
der Schweiz opfern. Das würde
dann alle treffen.
Die Rechtsprofessorin Christa
Tobler sagt, die Schweiz
könne dieVerträge auch
durchwinken und sich dort,
wo die EU-Regeln schlecht sind,
einfach nicht dran halten.
Wenn das irgendein Transport-
unternehmer sagt, begreife ich
das noch. Dass aber eine Profes-
sorin für Europarecht an einer
Schweizer Universität eine sol-
che Aussage macht, ist ein veri-
tabler Skandal. Die Schweiz ist
bekannt für ihren Rechtsstaat
und ihre Vertragstreue – und
jetzt rufen Professoren dazu auf,
beides zu missachten, nur weil
sie in die EU wollen.
Die EU-Mitgliedsstaaten
halten sich auch nicht immer
an dieVorgaben aus Brüssel.
«Ein Tor, der an des Nachbarn
Kindesstreichen sichTrost sucht
fürdas eigene schwacheTun.» Es
gibt Staaten, die Korruption oder
andere Verbrechen dulden. Und
jetzt sollen wir das auch tun?
Sindwir in einer ähnlichen
Situationwie vor
der EWR-Abstimmung?
Wir stehen vor genau der glei-
chen Situation: Die schweizeri-
sche Unabhängigkeit soll preis-
gegeben und die schweizerische
Staatsordnung geopfert werden.
Aber dieses Mal sindwir in einer
besseren Situation als 1992: Da-
malswar die ganze Classe politi-
que für den EWR/EU-Beitritt.
Alle gegen die SVP. Jetzt sind auch
die Gewerkschaften dagegen.
Und,wie ich lese, auch andere be-
deutende Unternehmer wie Alf-
red Gantner von der Partners
Group und Transportunterneh-
mer Hans-Jörg Bertschi. Sie sol-
len ebenfalls Komitees hinter sich
haben.Nicht zuvergessen die Pro
Schweiz. Zudem: Das Schweizer-
volk sieht, die selbstständige
Schweiz funktioniert besser als
die FehlkonstruktionEU.Unddas
soll nun aufgegeben werden?
Selbst Mitte-Chef Gerhard
Pfister äussert sich
hinter den Kulissen kritisch.
Er merkt natürlich auch, in wel-
che Richtung es geht, und muss
schauen, dass er amEnde auf der
richtigen Seite steht.
Wird er seinenWiderstand
durchziehen?

Dafürmöchte ich nicht die Hand
ins Feuer legen. Ich habe schon
zu oft erlebt, dass er plötzlich
wieder auf der anderen Seitewar.
Wird es eineVolksabstimmung
geben, oderwerden die Pläne
wieder vorzeitig beerdigt?
Ich höre aus derVerwaltung, dass
man will, dass es bis zur Volks-
abstimmung kommt. Aber man
versucht bereits das obligatori-
sche Referendumauszuschalten.
So oder so – dieser Kolonialver-
trag ist mit allen Mitteln zu be-
kämpfen.

Mit Ihnen an der Spitze?
Sollte ich dereinst immer noch
genug Kraft haben, werde ich
mich auf jeden Fall im Abstim-
mungskampf engagieren. Ich
hoffe aber, nicht an der Spitze.
Es ist schonMittag.Haben Sie
noch Zeit, über Ihr zweites
Lieblingsthema zu sprechen?
Wir können problemlos über-
ziehen.
Dann stellenwir die Frage:Was
haben Sie gegen Einwanderer?
Wir brauchen doch dringend
Fachkräfte aus demAusland.
Fachkräfte schon, aber nicht die-
semasslose Zuwanderung! Diese
ist die Ursache fast aller Übel in
unserem Land. Sie können an-
fangen, wo Sie wollen. Ich habe
eine Enkelin – eine Erstklässle-
rin. Sie ist die Einzige in ihrer
Klasse, die Mundart spricht. Die
Lehrerin verzweifelt. Schauen Sie
die Wohnungsnot an, den Stau
auf den Strassen, die überfüllten
Züge, den Kulturlandverlust, die
Krankenkassenprämien, die hö-
here Kriminalität …
An dem allem soll die
Zuwanderung schuld sein?
Ja, im Kantonsspital habe ich
jüngst einen Arzt gefragt, wie
viele Ausländer behandelt wer-
den. Ich schätzte, dass es etwa
70 Prozent sind. Er durfte es
nicht sagen und meinte, dass es

mehr seien. Man muss sich das
einmal vorstellen:Wir pflegen in
den Spitälern vor allem Auslän-
der und brauchen dafür zusätz-
liches Personal aus demAusland.
Der Kreis dreht sich ins Unend-
liche. Endlich lösen müssen wir
das Problem mit der masslosen
Zuwanderung.
Wie denn?
Wir müssen die Zuwanderung
wieder selbst steuern.DasMittel
dazu habenwir in derVerfassung
verankert. Die Politiker sind ver-
pflichtet!
Nochmals: Uns fehlen in vielen
BranchenArbeitskräfte.
Die findenwir auch ohne Perso-
nenfreizügigkeit. Wir würden
nur noch die Leute ins Land las-
sen, die wir wirklich brauchen.
Zudem könnten kurzzeitige Ar-
beitsbewilligungen für drei bis
sechs Monate gewährt werden.
Ohne Familiennachzug.
Statt ständig zumeckern,
könnte die SVP auch das für
Migrationsfragen zuständige
Justiz- und Polizeidepartement
übernehmen.
Wirverlangen, dass die Bundes-
verfassung angewendet wird.
Entschuldigen Sie, aberwerwar
im EJPD und hat dafür gesorgt,
dass es besser werden wird?
Sie, von 2003 bis zurAbwahl
2007.
Ja, und ich hätte nach zwei Jah-
ren insWirtschaftsdepartement
wechseln können, was mir als
Unternehmer näherstand. Doch
ich zog es durch, und in den letz-
ten zwei JahrenmeinerAmtszeit
gelang es mir, wenigstens die
Asylzahlen spürbar zu senken.
Wenn ich hätte bleiben können,
wären wir noch viel weiter ge-
kommen.
Warumübernahmnach Ihnen
niemand aus der SVPdas EJPD?
Guy Parmelin musste vom VBS
ins Wirtschaftsdepartement
wechseln, damit in der Schweiz
nicht der freieArbeitsmarkt aus-
ser Kraft gesetzt wird.
Vor einem Jahr hätte Albert
Rösti die Chance gehabt,
das EJPD an sich zu reissen.
Ja, aber die Zustände imEnergie-
departementmachten Rösti dort
nötig. JedesProblemdepartement
will man jetzt der SVP geben.
Dann müsstet ihr der SVP mehr
Bundesratssitze geben. Wir ha-
ben nichts dagegen.

Fortsetzung

«Dieses EU-Mandat
ist schlimmer ...»

«Das Schweizervolk sieht, die selbstständige Schweiz funktioniert besser als die Fehlkonstruktion EU», sagt Christoph Blocher. «Und das soll nun aufgegeben werden?»

«Die EUwill Geld,
Geld, Geld – und die
Classe politiquewill
die lästigen Volks-
abstimmungen und
das Kantonsmehr
beseitigen.»

«Im EJPD konnte
ich die Asylzahlen
senken. Hätte ich
bleiben können,
wärenwir noch viel
weiter gekommen.»


